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Vorbemerkung 

Seit 1961 veröffentlicht die Deutsche Forschungsgemein-

schaft in regelmäßigen, mehrjährigen Abständen Denkschrif-

ten, in denen sie den Finanzbedarf für die Erfüllung ihrer 

Aufgaben in den jeweils folgenden Jahren vorausschätzt und 

im einzelnen begründet. Die DFG hat im Dezember 1992 die 

9. Denkschrift dieser Art unter dem Titel "Perspektiven der 

Forschung und ihrer Förderung - Aufgaben und Finanzierung 

1993-1996" veröffentlicht. Der Wissenschaftsrat nimmt dazu, 

wie auch schon zu den vorhergehenden Denkschriften'>, 

Stellung. 

Die Stellungnahme wurde vom Forschungsausschuß vorbereitet 

und vom Wissenschaftsrat am 22. Januar 1993 verabschiedet. 

1) Vgl. zuletzt in Empfehlungen und Stellungnahmen 1988, 
Köln 1989, S. 163-190. 
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I. Allgemeine und übergreifende Aspekte 

1. Zur finanziellen Situation der deutschen Forschung im 
internationalen Vergleich 

Die Finanzierung der Aufwendungen für Forschung und Ent-

wicklung (FuE) wird in der Bundesrepublik Deutschland zu 

rund zwei Dritteln von der Wirtschaft und zu einem Drittel 

von der Öffentlichen Hand (Bund, Länder und Gemeinden) 

getragen. Betrachtet man das Gesamtbudget für FuE nach 

durchführenden Sektoren') dann wird die dominierende Rolle 

• der Wirtschaft noch deutlicher. Ihr Anteil erhöhte sich 

seit 1981 (66,7 %) auf über 70 % zu Beginn der 90er Jahre. 

Die Gesamtausgaben des Bundes und der Länder für Forschung 

und Entwicklung haben sich seit 1975 nominal mehr als ver-

doppelt. Übersicht 1 zeigt die Entwicklung der FuE-Ausgaben 

und ihre Verteilung auf ausgewählte Empfängergruppen und 

Förderinstrumente. Demnach beliefen sich die FuE-Ausgaben 

des Bundes im Jahre 1990 nominal auf 15,1 Milliarden DM 

(real 11,5 Mrd. DM). Sie gingen überwiegend in die Wirt-

schaft und in außeruniversitäre Forschungseinrichtungen. 

Die Forschungsausgaben der Länder in Höhe von ca. 9,6 Mil-

liarden DM (7,3 Mrd. DM) kamen überwiegend den Hochschulen 

zugute, doch sind in dieser Summe auch die Anteile der 

Länder an der Grundfinanzierung der überregionalen For-

schungsorganisationen und der Großforschungseinrichtungen 

sowie an eigenen Forschungsanstalten enthalten. 

1) Darunter werden diejenigen Bereiche verstanden, in 
denen die Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten be-
trieben werden. Vgl. dazu auch Faktenbericht 1990 zum 
Bundesbericht Forschung 1988, Bonn 1990, S. 19-26. 
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Nach Angaben des BMFT hat der Anteil der FuE-Aufwendungen 

der Bundesrepublik Deutschland am Bruttoinlandsprodukt 1990 

2,81 % erreicht. Seit Beginn der 80er Jahre ist der FuE-

Anteil am Bruttoinlandsprodukt damit um 0,4 % gestiegen. 

Die Bundesrepublik Deutschland liegt damit etwa gleichauf 

mit den USA und um knapp 0,3 % hinter Japan auf dem zweiten 

Platz. Die Entwicklung des FuE-Anteils am Bruttoinlandspro-

dukt ist in Deutschland jedoch vor allem auf die verstärk-

ten FuE-Aufwendungen der Wirtschaft zurückzuführen. Be-

trachtet man demgegenüber die Entwicklung des Hochschulbe-

reichs, dem wichtigsten Adressaten der DFG-Förderung, dann 

• fällt auf, daß seit 1975 der Anteil der Hochschulausgaben 

am Bruttosozialprodukt von 1,32 % auf 1,12 % im Jahre 1990 

gesunken ist. Im gleichen Zeitraum stieg die Zahl der Stu-

denten von 841.000 im Jahre 1975 auf 1.582.000 im Jahre 

1990. 

1.2. Zur Lage in den neuen Ländern 

Durch die deutsche Vereinigung am 3. Oktober 1990 haben 

sich auch für Wissenschaft und Forschung neue Perspektiven 

ergeben. Soweit Hochschulen und außeruniversitäre Einrich-

tungen - aufgrund der Vereinigung gemäß Art. 23 des Grund-

gesetzes und der damit gegebenen föderalen Rahmenbedingun-

gen - einer Neustrukturierung bedurften, hat sich der Wis-

senschaftsrat daran in vielfältiger Weise beteiligt. Im 

September 1991 konnte er die Arbeit an den Empfehlungen zur 

Neuordnung der außeruniversitären Einrichtungen ab-

schließen. Bis auf einzelne Aspekte der Umgestaltung der 

Hochschullandschaft in Berlin und Brandenburg liegen seit 

dem Sommer 1992 auch für nahezu alle Bereiche der Universi-

täten und Fachhochschulen Strukturempfehlungen vor. 

.5

Nach Angaben des BMFT hat der Anteil der FuE-Aufwendungen
6er Bundesrepublik Deutschland am Bruttoinlandsprodukt 1990

2,8L t erreicht. seit Beginn der 80er Jahre ist der FuE-
Anteil am Bruttoinlandsprodukt damit um 0r4 t gestiegen.
Die Bundesrepublik Deutschland liegt damit etwa gleic[auf
mit den USA und um knapp 0r3 t hinter Japan auf dem zweiten
P1atz. Die Entwicklung des FuE-Anteils am Bruttoinlandspro-
dukt ist in Deutschland jedoch vor allem auf die verstärk-
ten FuE-Aufwendungen der Ttirtschaft zurückzuführen. Be-
trachtet man demgegenüber die Entwicklung des Hochschulbe-
reichs, dem wichtigsten Adressaten der DFG-Förderung, dann

fälIt auf, daß seit L975 der Anteil der Hochschulausgaben
am Bruttosozialprodukt von L,32 t auf 1rL2 I im Jahre 1990
gesunken ist. Im gleichen Zeitraum stieg die Zahl der Stu-
denten von 841.000 im Jahre L975 auf 1.582.000 im Jahre
r.990.

T.2. Zur Lage in den neuen Ländern

Durch die deutsche Vereinigung am 3. Oktober 1990 haben
sich auch für Wissenschaft und Forschung neue Perspektiven
ergeben. Soweit Hochschulen und auBeruniversitäre Einrich-
tungen - aufgrund der Vereinigung gemäp Art. 23 des Grund-
gesetzes und der damit gegebenen föderalen Rahmenbedingun-
gen - einer Neustrukturierung bedurften, hat sich der !{is-
senschaftsrat daran in vielfältiger Weise beteiligt. Im

September 1991 konnte er die Arbeit an den Empfehlungen ztur

Neuordnung der auperuniversitären Einrichtungen ab-
schlieBen. Bis auf einzelne Aspekte der Umgestaltung der
Hochschullandschaft in Berlin und Brandenburg liegen seit
dem Sommer L992 auch für nahezu alle Bereiche der Universi-
täten und Fachhochschulen Strukturempfehlungen vor.



6 

Mit der deutschen Vereinigung hat sich das Ressourcenpoten-

tial der öffentlich finanzierten Forschung deutlich ver-

größert. Wichtiger ist aber noch, daß auch viele neue Ein-

richtungen entstanden sind, die das Wissenschaftssystem des 

vereinten Deutschlands bereichern. Der Wissenschaftsrat hat 

in seinen Empfehlungen für die Neustrukturierung der Hoch-

schul- und Forschungslandschaft sowie in deren umfassender 

Umsetzung wichtige Schritte auf dem Weg zu dem Ziel gese-

hen, den Menschen im östlichen Teil Deutschlands ein viel-

gestaltiges und leistungsfähiges Hochschul- und Forschungs-

system zugänglich zu machen und damit zugleich endlich die 

Möglichkeiten zur freien und partnerschaftlichen Zusammen-

arbeit mit wissenschaftlichen Einrichtungen im Ausland zu 

eröffnen. Es werden jedoch weitere Schritte notwendig sein, 

bis im vereinten Deutschland eine insgesamt ausgewogene 

Wissenschaftslandschaft geschaffen sein wird. Dies betrifft 

nicht zuletzt die regionale Verteilung der Forschungskapa-

zitäten. Langfristig gewachsene Strukturen in der ehemali-

gen DDR und die Notwendigkeit, Forschungseinrichtungen 

strukturell und personell in einem geeigneten Umfeld anzu-

siedeln, haben bislang verhindert, dieses Ziel zu errei-

chen. 

Der Wissenschaftsrat ist sich mit der DFG darin einig, daß 

es sowohl an den Hochschulen als auch in den außeruniversi-

tären Forschungseinrichtungen der neuen Länder ein in Brei-

te und Vielfalt bemerkenswertes und förderungswürdiges 

Forschungspotential gibt. Um es zumindest mittelfristig in 

der wünschenswerten Breite den Standards in den alten Län-

dern anzugleichen, bedarf es aber erheblicher finanzieller 

Anstrengungen, vor allem zur Verbesserung der Grundausstat-

tung. Wenn es nicht gelingt, die erforderlichen Investi-

tionsmittel rasch und in entsprechender Höhe bereitzustel-

len, besteht die Gefahr, daß die Hochschulen und außeruni- 
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versitären Forschungseinrichtungen auf lange Zeit nicht mit 

den entsprechenden Institutionen in den alten Ländern kon-

kurrieren können und die Mittel der DFG Mängel in der 

Grundausstattung kompensieren müssen, anstatt für die För-

derung spezieller Forschungsvorhaben eingesetzt werden zu 

können. 

Aus der Sicht des Wissenschaftsrates ist es besonders zu 

begrüßen, daß die DFG in den neuen Ländern auch Forschungs-

vorhaben außeruniversitärer Einrichtungen in größerem Um- 

• fang fördert. Er sieht darin einen wesentlichen Beitrag zur 

Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen universitätsnahen 

außeruniversitären Forschungseinrichtungen und Hochschulen, 

vor allem auch zur Erzielung von Synergieeffekten.1  

1.3. Rechtliche Rahmenbedingungen der Forschung in Deutsch-
land 

Die DFG weist in ihrer Denkschrift (vgl. S. 9) darauf hin, 

daß gesetzliche Regelungen zunehmend die Wahrnehmung der 

grundgesetzlich garantierten Forschungsfreiheit erschweren: 

"Es sind dies zahlreiche gesetzliche und andere Regelungen, 

die dem Schutz hoher Rechtsgüter, wie der menschlichen 

Gesundheit, der Integrität der Privatsphäre und der Erhal-

tung einer intakten Umwelt dienen, als Nebenfolgen aber 

häufig Einschränkungen für die Forschung mit sich bringen, 

die von den Wissenschaftlern jedenfalls dann ohne Verständ-

nis betrachtet werden, wenn sie dem Schutz des eigentlichen 

Rechtsguts nicht dienen, sondern im Streben nach perfek-

tionierter Kontrolle über das eigentliche Schutzziel hin- 

1) Vgl. dazu Wissenschaftsrat: Empfehlungen zur Zusammen-
arbeit von Großforschungseinrichtungen und Hochschulen, 
Köln 1991, S. 42 ff., sowie ders.: Stellungnahmen zu 
den außeruniversitären Forschungseinrichtungen in den 
neuen Ländern und in Berlin - Allgemeiner Teil, Köln 
1992, S. 14 ff. 
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ausschießen und Forschung ohne vernünftigen Grund behin-

dern. Neben schon früher diskutierten Regelungen des Daten-

schutzrechts für die empirische sozialwissenschaftliche 

Forschung und des Tierschutzrechts für die gesamte biolo-

gisch-medizinische Forschung werden heute zunehmend das 

Gentechnikgesetz und vor allem seine umfangreichen Ausfüh-

rungsbestimmungen problematisiert. Erste Erfahrungen mit 

diesen Rechtsvorschriften belegen die Bedenken der Kritiker 

im Gesetzgebungsverfahren, daß hier ein Übermaß an Bürokra-

tie die Forschung stark behindert, ohne damit einen nen-

nenswerten Beitrag zum Schutz der menschlichen Gesundheit 

und der Umwelt leisten zu können. Hier wird die Entwicklung 

in anderen großen Forschungsnationen, aber auch auf der 

Ebene der Europäischen Gemeinschaft sorgfältig zu beobach-

ten sein." 

Im Rahmen des 7. Forschungspolitischen Gesprächs "Perspek-

tiven der Forschungsförderung durch Bund und Länder", das 

am 14. Dezember 1992 in der Bund-Länder-Kommission für 

Bildungsplanung und Forschungsförderung (BLK) stattgefunden 

hat, haben die verantwortlichen Minister mit Sorge festge-

stellt, daß der Wissenschaftsstandort Deutschland in zuneh-

mendem Maße durch rechtliche und administrative Rahmenbe-

dingungen gefährdet wird. Sie haben dabei insbesondere auf 

das Gentechnikrecht und das Tierschutzrecht hingewiesen. 

Die Minister haben vereinbart, die BLK als Forum zu nutzen, 

um bei neuen rechtlichen oder verwaltungsmäßigen Regelun-

gen, die Auswirkungen auf die Forschung haben können, früh-

zeitig und nachhaltig darauf hinzuwirken, daß der nötige 

Freiraum für eine effiziente Forschung erhalten bleibt. 

Dabei sollen ggf. auch gemeinsame Stellungnahmen zu neuen 

Gesetzesvorhaben erarbeitet werden. Mit den übrigen Wissen-

schaftsorganisationen begrüßt auch der Wissenschaftsrat den 

Vorschlag, die BLK als ein Forum für eine gemeinsame Stel-

lungnahme der Wissenschaftsseite zu Gesetzesvorhaben zu 

nutzen. Er behält sich jedoch vor, auch weiterhin Empfeh-

lungen zu grundsätzlichen Fragen der rechtlichen Regelung 

von Forschungsmöglichkeiten vorzulegen. 

.8

ausschiepen und Forschung ohne vernünftigen Grund behin-
dern. Neben schon früher diskutierten Regelungen des Daten-
schutzrechts für die empirische sozialwissenschaftliche
Forschung und des Tierschutzrechts für die gesamte biolo-
gisch-medizinische Forschung werden heute zunehmend das

Gentechnikgesetz und vor allem seine umfangreichen Ausfüh-
rungsbestimmungen problematisiert. Erste Erfahrungen mit
diesen Rechtsvorschriften belegen die Bedenken der Kritiker
im Gesetzgebungsverfahren, daB hier ein Übermap an Bürokra-
tie die Forschung stark behindert, ohne damit einen nen-
nenswerten Beitrag zum Schutz der menschlj-chen Gesundheit
und der Umwelt leisten zu können. Hier wird die Entwicklung
in anderen groBen Forschungsnationen, aber auch auf der
Ebene der Europäischen Gemeinschaft sorgfältig zu beobach-
ten sein. "

Im Rahmen des 7. Forschungspolitischen Gesprächs "Perspek-
tiven der Forschungsförderung durch Bund und Länd€r", das

am 14. Dezember L992 in der Bund-Länder-Kommission für
Bildungsplanung und Forschungsförderung (BLK) stattgefunden
hat, haben die verantwortlichen Ivlinister mit Sorge festge-
stellt, daß der Ytissenschaftsstandort Deutschland in zuneh-
mendem MaBe durch rechtliche und administrative Rahmenbe-

dingungen gefährdet wird. Sie haben dabei insbesondere auf
das Gentechnikrecht und das Tierschutzrecht hingewiesen.
Die lvlinister haben vereinbart, die BLK als Forum zu nutzen,
um bei neuen rechtlichen oder verwaltungsmäpigen Regelun-
genr die Auswirkungen auf die Forschung haben können, früh-
zeitig und nachhaltig darauf hinzuwirken, dap der nötige
Freiraum für eine effiziente Forschung erhalten bleibt.
Dabei soLlen gqf. auch gemeinsame Stell-ungnahmen zu neuen
Gesetzesvorhaben erarbeitet \^7erden. Mit den übrigen Wissen-
schaftsorganisationen begrüBt auch der Wissenschaftsrat den
Vorschlag, die BLK als ein Forum für eine gemeinsame SteI-
lungnahme der V'Iissenschaftsseite zu Gesetzesvorhaben z\
nutzen. Er behäIt sich jedoch vor, auch weiterhin Empfeh-
lungen zu grundsätzLichen Fragen der rechtlichen Regelung
von Forschungsmöglichkeiten vorzulegen -
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II. Zu einzelnen Förderungsverfahren 

Laut § 1 ihrer Satzung ist die DFG für die Förderung der 

Wissenschaft in allen ihren Zweigen zuständig. Sie ist 

damit die einzige Förderungsinstanz in Deutschland, die 

Wissenschaftlern aller Fächer zu jedem Zeitpunkt für die 

Förderung selbstbestimmter und eigenverantwortlich durchge-

führter Forschungsvorhaben offensteht. Für die Förderungs-

tätigkeit der DFG ist charakteristisch, daß die Forschungs-

initiativen von einzelnen Wissenschaftlern oder von Wissen-

schaftlergruppen ausgehen, die Anträge durch qualifizierte 

• und anerkannte Gutachter ausschließlich nach dem Maßstab 

wissenschaftlicher Qualität geprüft und die stets begrenz-

ten finanziellen Ressourcen im offenen Qualitätswettbewerb 

vergeben werden. 

Die DFG verfügt über eine Reihe differenzierter Förderungs-

verfahren, die zum Teil seit Jahrzehnten bestehen, zum Teil 

in den letzten Jahren neu eingeführt worden sind. Diese 

Verfahren und Programme stehen nicht nebeneinander; sie 

sind vielfältig miteinander verflochten und unterstützen 

sich damit zum wechselseitigen Nutzen gegenseitig. Entspre-

chend sollte der Übergang aus einem Förderungsverfahren in 

• ein anderes möglich bleiben und durch größere Flexibilität 

in der Mittelbewirtschaftung erleichtert werden. Bei der 

Einrichtung neuer Sonderforschungsbereiche z.B. hat sich 

immer wieder gezeigt, welche Bedeutung Anträge im Normal 

und Schwerpunktverfahren, aber auch die Zusammenarbeit 

einer Forschergruppe auf dem für den Sonderforschungsbe-

reich vorgesehenen Gebiet als Vorläufer eines solchen 

Antrags haben können und umgekehrt. 

In der wissenschaftlichen, aber auch in der politischen 

Öffentlichkeit und in der Wirtschaft werden von der DFG 

bewilligte Forschungsmittel als Beleg für wissenschaftliche 

Kompetenz und wissenschaftliches Ansehen betrachtet. Dies 

gilt in besonderem Maße für solche Wissenschaftsdiszipli-

nen, in denen Forschung einen hohen finanziellen Aufwand 

erfordert. Der Wissenschaftsrat sieht darin eine Bestäti- 
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bewilligte Forschungsmittel als Beleg für wissenschaftliche
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erfordert. Der wissenschaftsrat sieht darin eine Bestäti-
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gung der Tätigkeit der Gutachter und der gesamten DFG. Die 

Beurteilung von Anträgen durch Gutachter und Fachgutachter 

hat sich als Grundlage der Förderungsentscheidung bewährt. 

Die Fachgutachter, die in geheimer Wahl von der Gemein-

schaft der Wissenschaftler für vier Jahre mit der Möglich-

keit einmaliger Wiederwahl gewählt werden, und weitere 

Gutachter sind ehrenamtlich tätig. Ihnen gebührt für ihr 

großes Engagement bei der Weiterentwicklung der deutschen 

Wissenschaft besonderer Dank. Zugleich weist der Wissen-

schaftsrat darauf hin, daß ein sparsamer Umgang mit Gut-

achterkapazität in allen Bereichen der Wissenschaftsförde-

rung und des öffentlichen Lebens unerläßlich ist, um die 

Funktionsfähigkeit des auf freiwilliger und ehremamtlicher 

Tätigkeit beruhenden Bewertungssystems zu gewährleisten. 

II.1. Normalverfahren 

Das wichtigste Förderungsverfahren der DFG war und ist das 

Normalverfahren, in dem jeder Wissenschaftler außerhalb der 

Wirtschaft zu jedem Zeitpunkt und zu jeder wissenschaftli-

chen Fragestellung einen Förderungsantrag stellen kann, 

über dessen Förderung nach fachlicher Begutachtung und dann 

nach Maßgabe der verfügbaren Mittel entschieden wird.1) 

Das Normalverfahren der DFG ist als eine allen wissen-

schaftlichen Disziplinen offenstehende Förderungsmöglich-

keit auch im Ausland hoch angesehen. Es wird vor allem 

gewürdigt, weil 

- in ihm unabhängig von politischen Vorgaben oder von vor-

formulierten Rahmenprogrammen Forschung gefördert werden 

kann, 

- es Spielraum für das Unerwartete und Originelle eröffnet, 

1) Zum Normalverfahren gehören auch die Ausbildungs- und 
Forschungsstipendien der DFG. Vgl. dazu unten die Ab-
schnitte 11.7., 11.9. und II.10. 
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- es Förderung auch für Wissenschaftler aus kleinen Fächern 

ermöglicht, deren Forschungsergebnisse oft nicht im Ram-

penlicht von Politik und Öffentlichkeit stehen. 

Die DFG hat in ihrer Denkschrift zu Recht hervorgehoben, 

daß das Normalverfahren ein hohes Maß an Freiheit, Flexibi-

lität und Offenheit bei der Einwerbung von Förderungsmit-

teln bietet. Die Vorzüge dieser Flexibilität, darunter 

besonders die Fähigkeit, rasch auf neue wissenschaftliche, 

aber auch förderungspolitische Entwicklungen eingehen zu 

können, haben sich vor allem bei der Vereinigung der beiden 

deutschen Staaten erwiesen. Bereits wenige Wochen nach 

Öffnung der deutsch-deutschen Grenze konnten im Normalver-

fahren Förderungsmittel für Wissenschaftler in der damali-

gen DDR bewilligt werden, indem ein westdeutscher Wissen-

schaftler im Rahmen eines gemeinsamen Projektes Mittel für 

seinen ostdeutschen Kooperationspartner beantragen konnte. 

Das Jahr 1991 hat zudem gezeigt, daß das Normalverfahren am 

raschesten auf den in den neuen Ländern einsetzenden Förde-

rungsbedarf reagieren konnte. Von den im Normalverfahren im 

Jahr 1991 insgesamt bewilligten Anträgen entfielen bereits 

15,6 % auf das neue Bundesgebiet. 

• Wissenschaftsrat und DFG stimmen darin überein, daß im 

Normalverfahren am unmittelbarsten der DFG-Satzungsauftrag 

verwirklicht wird, der Wissenschaft in allen ihren Zweigen 

zu dienen. Trotz der in den letzten Jahren enger gewordenen 

Finanzspielräume und des gestiegenen Antragsvolumens, die 

zu einer Bewilligungsquote weit unter 50 % (1991: 46,6 % 

und 1992: 44,5 %) geführt haben, regt der Wissenschaftsrat 

erneut an zu prüfen, wie die Wirksamkeit des Normalverfah-

rens erhöht werden kann. Er sieht eine Möglichkeit darin, 

ausgewiesenen Wissenschaftlern mit gut beurteilten Projek-

ten als Vertrauensvorschuß eine Förderung von bis zu drei 

Jahren (statt wie bisher bis zu zwei Jahren) zu gewähren. 

Bund und Länder sollten die dazu notwendigen Bedingungen 

schaffen. Dies schließt eine mittelfristig kontinuierliche 

Finanzausstattung der DFG ein, die von kurzfristigen Kür-

zungen und Sperren ausgenommen sein muß. 

l-1
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11.2. Forschergruppen 

Für die Förderung mittelfristig angelegter Arbeiten von 

Wissenschaftlern aus einer Institution oder aus eng benach-

barten Instituten verschiedener Träger kann bei der DFG die 

Einrichtung einer Forschergruppe beantragt werden. Bei 

Forschergruppen ist mit der ersten Bewilligung die Ab-

sichtserklärung verbunden, die Gruppe bis zu sechs Jahren 

zu fördern. Damit wird fast immer die Bildung eines For-

schungsschwerpunkts einer Hochschule eingeleitet, häufig 

die Einrichtung eines Sonderforschungsbereichs vorbereitet. 

Andererseits haben sich für festumrissene Ziele und Aufga-

ben auch einige Forschergruppen nach Beendigung von Sonder-

forschungsbereichen gebildet. 

Der Wissenschaftsrat begrüßt, daß die Hochschulen in den 

letzten Jahren verstärkt die Möglichkeit genutzt haben, ihr 

Forschungsprofil durch die Bildung neuer Forschergruppen zu 

schärfen und ihre Wissenschaftler dabei zu unterstützen. Es 

ist erfreulich, daß sich die Zahl der Forschergruppen von 

1987 (30 Forschergruppen) bis 1991 (62 Forschergruppen) 

innerhalb von fünf Jahren mehr als verdoppelt hat. Um so 

bedauerlicher ist es aus der Sicht des Wissenschaftsrates, 

daß die DFG sich im Herbst 1991 gezwungen sah, den weiteren 

Anstieg der Zahl der Forschergruppen zu bremsen und Neuan-

träge für die Dauer von zwölf Monaten nicht mehr entgegen-

zunehmen. Solche Einschränkungen sind der Weiterentwicklung 

der Forschung nicht förderlich und sollten künftig tun-

lichst vermieden werden. 

Der Wissenschaftsrat unterstützt Überlegungen der DFG, im 

Rahmen einer Pilotphase zu erproben, ob die Verbindung der 

Merkmale einer Forschergruppe mit Elementen einer nach 

Anzahl und Umfang begrenzten überörtlichen Kooperation 

sinnvoll sein kann. Die DFG geht dabei von der begründeten 

Annahme aus, daß eine längerfristige und planvolle Zusam-

menarbeit mehrerer Wissenschaftler an verschiedenen Orten, 
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die sich ein bedeutendes Forschungsziel setzen wollen, oft 

unterbleibt, weil es an einer darauf zugeschnittenen Förde-

rungsform fehlt. Angesichts neuerer Entwicklungen im Zwi-

schenfeld etablierter Disziplinen hat sich auch der Wissen-

schaftsrat in seinen "Empfehlungen zur Zusammenarbeit von 

Großforschungseinrichtungen und Hochschulen" dafür ausge-

sprochen, in diesen Gebieten kooperative Forschergruppen zu 

fördern, da sie sich gerade mit Blick auf risikoreiche 

Forschung als angemessener und erfolgreicher erwiesen haben 

als herkömmliche Formen institutioneller Forschungsförde-

rung.') Obwohl hiermit jeweils auf mehrere Jahre erhebli- 

• che Mittel gebunden werden, hält es der Wissenschaftsrat 

für dringend geboten, daß die DFG alsbald solche kooperati-

ven Forschergruppen einrichtet. Zugleich wird es notwendig 

sein, angemessene Begutachtungsmodalitäten für transdiszi-

plinäre Forschungsvorhaben zu entwickeln. 

11.3. Schwerpunktverfahren 

Schwerpunktprogramme hat die DFG erstmals 1952 eingerich-

tet, um durch koordinierte Förderung vieler an einer Thema-

tik interessierter Forscher Ziele zu erreichen, die bei 

Einzelförderung gar nicht oder nur in sehr viel längeren 

• Zeiträumen erreichbar wären. Die Initiative zur Einrichtung 

eines neuen Schwerpunktprogrammes geht in aller Regel von 

einer Gruppe besonders qualifizierter Wissenschaftler aus, 

die mit Unterstützung durch die Geschäftsstelle der DFG 

einen Programmvorschlag an den Senat der DFG formulieren. 

Schwerpunktprogramme haben sich besonders beim Aufbau und 

bei der Weiterentwicklung von Spezialfächern, zum Aufholen 

von Rückständen gegenüber dem internationalen Stand der 

Forschung in sich rasch entwickelnden Feldern der Natur-, 

Bio- und Ingenieurwissenschaften und bei fachübergreifenden 

Themen der Geistes- und Sozialwissenschaften bewährt. Als 

besonders erfolgreich erweist sich in vielen Schwerpunkt- 

1) Vgl. Wissenschaftsrat: Empfehlungen zur Zusammenarbeit 
von Großforschungseinrichtungen und Hochschulen, Köln 
1991, S. 37 f. 
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programmen die längerfristige Zusammenarbeit von Forschern 

aus Max-Planck-Instituten, Großforschungseinrichtungen und 

anderen außeruniversitären Instituten mit Wissenschaftlern 

an Hochschulen. 

Der Wissenschaftsrat begrüßt, daß es der DFG durch entspre-

chende Abstimmung mit ausländischen Partnerorganisationen 

in den letzten Jahren gelungen ist, Schwerpunktprogramme 

gleichzeitig in mehreren europäischen Ländern zu fördern. 

Mittelfristig hält er es mit der DFG für wünschenswert, daß 

auch die Zusammenarbeit von Wissenschaftlern mehrerer Län-

der in konkreten Einzelprojekten ermöglicht wird. Der Wis-

senschaftsrat empfiehlt, bei Schwerpunktprogrammen grund-

sätzlich einen Zwei-Jahres-Turnus von Antragstellung und 

Bewilligung vorzusehen. Damit könnten Gutachterbelastung 

und administrativer Aufwand vermindert werden. Die jährli-

chen Kolloquien sollten indes im Interesse der Koordination 

und Kooperation in den Schwerpunktprogrammen beibehalten 

werden. 

In Anbetracht des erheblichen Aufwandes, der mit der Vorbe-

reitung eines Antrags auf Einrichtung eines Schwerpunktpro-

gramms verbunden ist, hält der Wissenschaftsrat ein so 

großes Mißverhältnis zwischen Anträgen und vom Senat der 

DFG eingerichteten Schwerpunktprogrammen wie in den letzten 

beiden Jahren (1991 - 50:17, 1992 - 40:12) nicht für ver-

tretbar. Um Wirkung und Akzeptanz der Förderungsform des 

Schwerpunktprogramms nicht nachhaltig und auf Dauer bei den 

Antragstellern zu vermindern, sollte angestrebt werden, ein 

angemessenes Verhältnis zwischen Anträgen und Förderungszu-

sagen zu erreichen, wie dies Ende der 80er Jahre der Fall 

war. 

11.4. Sonderforschungsbereiche 

Die DFG hat auf Empfehlung des Wissenschaftsrates das För-

derungsprogramm der Sonderforschungsbereiche eingerichtet 

und 1968 die ersten Sonderforschungsbereiche gefördert. 

Sonderforschungsbereiche sind langfristig, in der Regel auf 

,L4

programmen die längerfristige Zusammenarbeit von Forschern
aus Max-P1anck-Instituten, GroBforschungseinrichtungen und
anderen auBeruniversitären Instituten mit Wissenschaftlern
an Hochschulen.

Der Wissenschaftsrat begrüpt, daß es der DFG durch entspre-
chende Abstimmung mit ausländischen Partnerorganisationen
in den letzten Jahren gelungen ist, Schwerpunktprogranme
gleichzeitig in mehreren europäischen Ländern z1) fördern.
Mittelfristig hält er es mit der DFG für wünschenswert, daß
auch die Zusammenarbeit won Vtissenschaftlern mehrerer Län-
der in konkreten Einzelprojekten ermöglicht wird. Der Vtis-
senschaftsrat empfiehlt, bei Schwerpunktprogrammen grund-
sätzlich einen Zwei-Jahres-Turnus von Antragstellung und

Bewilligunsl vorzusehen. Damit könnten Gutachterbelastung
und administrativer Aufwand vermindert werden. Die jährli-
chen Kolloquien sollten indes im Interesse der Koordination
und Kooperation in den Schwerpunktprogrammen beibehalten
werden.

In Anbetracht des erheblichen Aufwandes, der mit der Vorbe-
reitung eines Antrags auf Einrichtung eines Schwerpunktpro-
granms verbunden ist, hä1t der Wissenschaftsrat ein so
gropes MiBverhältnis zwischen Anträgen und vom Senat der
DFG eingerichteten Schwerpunktprogrammen wie in den letzten
beiden Jahren (1991- 50:17, L992 4OzL2) nicht für ver-
tretbar. Um ltirkung und Akzeptanz der Förderungsform des
Schwerpunktprograntms nicht nachhaltig und auf Dauer bei den
Antragstellern zu vermindern, sollte angestrebt werden, ein
angemessenes Verhältnis zwischen Anträgen und Förderungszu-
sagen zu erreichen, wie dies Ende der 80er Jahre der FalI
Idar.

II.4. Sonderforschungsbereiche

Die DEG hat auf Empfehlung des Wissenschaftsrates das För-
derungsprogramm der Sonderforschungsbereiche eingerichtet
und 1968 die ersten Sonderforschungsbereiche gefördert.
Sonderforschungsbereiche sind langfristig, in der Regel auf
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die Dauer von zwölf bis fünfzehn Jahren, angelegte For-

schungseinrichtungen der Hochschulen, in denen Wissen-

schaftler am jeweiligen Hochschulort im Rahmen fächerüber-

greifender Forschungsprogramme zusammenarbeiten. Die Hoch-

schulen stellen für Sonderforschungsbereiche eine angemes-

sene personelle und materielle Grundausstattung zur Verfü-

gung; sie sind Antragsteller und Empfänger der Förderung 

durch die DFG. 

Der Wissenschaftsrat hat mehrfach Empfehlungen zur weiteren 

• Entwicklung des Programms der Sonderforschungsbereiche 

ausgesprochen.') Außerdem nimmt er jeweils zur Einrichtung 

neuer Sonderforschungsbereiche Stellung.2) Sonderfor-

schungsbereiche haben sich seit langem als ein Instrument 

für die Förderung der Schwerpunktbildung und der disziplin-

übergreifenden Kooperation in den Hochschulen bewährt. Mit 

Stand vom Juli 1992 wurden insgesamt 182 Sonderforschungs-

bereiche gefördert. Betrachtet man jedoch die fachliche 

Verteilung der Sonderforschungsbereiche und deren Entwick-

lung im Verlauf der letzten zwanzig Jahre, so fällt auf, 

daß die Zahl der Sonderforschungsbereiche in den Geistes-

und Sozialwissenschaften mit insgesamt 19 seit 1972 kon-

stant geblieben ist, während sich die Zahl der Sonderfor- 

d) 	
schungsbereiche in nahezu allen anderen Gebieten mehr als 

verdoppelt hat. Der Wissenschaftsrat fordert daher die 

Forscher in den Geistes- und Sozialwissenschaften verstärkt 

dazu auf, in ihren Hochschulen die Möglichkeit zur Gründung 

von Sonderforschungsbereichen zu prüfen und sich engagiert 

an der Antragstellung zu beteiligen. 

i) Vgl. zuletzt die Stellungnahme zur Entwicklung des Pro-
gramms der Sonderforschungsbereiche vom Januar 1985. 
In: Empfehlungen und Stellungnahmen 1985, Köln 1986, 
S. 89 ff. 

2)  Vgl. jährlich in: Empfehlungen und Stellungnahmen, Köln 
1979 ff. 

l
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die Dauer von zwö1f bis fünfzehn Jahren, angelegte For-
schungseinrichtungen der Hochschulen, in denen !{issen-
schaftler am jeweiligen Hochschulort im Rahmen fächerüber-
greifender Forschungsprogramme zusanmenarbeiten. Die Hoch-
schulen stellen für Sonderforschungsbereiche eine angemes-
sene personelle und materielle Grundausstattung zur Verfü-
gungi sie sind Antragsteller und Empfänger der Förderung
durch die DFG.

Der Vtissenschaftsrat hat mehrfach Empfehlungen zur weiteren
Entwicklung des Programms der Sonderforschungsbereiche
ausgesprochen.l) Auperdem nirunt er jeweils zur Einrichtung
neuer Sonderforschungsbereiche Stellung. 2 > Sonderfor-
schungsbereiche haben sich Seit Iangem als ein Instrument
für die Förderung der Schwerpunktbildung und der disziplin-
übergreifenden Kooperation in den Hochschulen bewährt. Mit
Stand vom Juli L992 wurden insgesamt L82 Sonderforschungs-
bereiche gefördert. Betrachtet man jedoch die fachliche
Verteilung der Sonderforschungsbereiche und deren Entwick-
lung im Verlauf der letzten zwar.zlg Jahre, so fällt auf,
daß die ZahI der Sonderforschungsbereiche in den Geistes-
und Sozialwissenschaften mit insgesamt 19 seit L972 kon-
stant geblieben ist, während sich die ZahI der Sonderfor-
schungsbereiche in nahezu allen anderen Gebieten mehr aIs
verdoppelt hat. Der Wissenschaftsrat fordert daher die
Forscher in den Geistes- und SoziaLwissenschaften verstärkt
dazu auf, in ihren Hochschulen die Möglichkeit zur Gründung
von Sonderforschungsbereichen zu prüfen und sich engagiert
an der Antragstellung zu beteiligen.

Vg1. zuJ-etzt die Stellungnahme z:u'r
granms der Sonderforschungsbereiche
In: Empfehlungen und Stellungnahmen
s. 89 ff.
Vg1. jährlich in: Empfehlungen und
L979 ff.

Entwicklung des Pro-
vom Januar 1985.
1985, KöIn 1986,

Stellungnahmen, Kö1n

1)

2>
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11.5. Graduiertenkollegs 

Auf Empfehlung des Wissenschaftsrates haben Bund und Länder 

1989 ein neues Förderungsprogramm eingerichtet und die 

Deutsche Forschungsgemeinschaft gebeten, die Durchführung 

zu übernehmen. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft hat das 

Programm 1990 gestartet. Mittlerweile (Stand: 1. August 

1992) werden 167 Graduiertenkollegs gefördert, weitere 22 

sind für 1993 bewilligt. Die Graduiertenkollegs sollen die 

Förderung des graduierten wissenschaftlichen Nachwuchses in 

thematisch umschriebenen Forschungsgruppen ermöglichen. 

Das neue Förderungsprogramm hat bei den Hochschulen große 

Resonanz gefunden. Vom März 1990 bis zum August 1992 gingen 

bei der DFG mehr als 400 Anträge auf Einrichtung und Förde-

rung von Graduiertenkollegs ein. Die Bewilligungsquote ist 

- auch im Vergleich zu anderen Förderungsverfahren der 

DFG - mit durchschnittlich 32,6 % außerordentlich niedrig. 

Der Wissenschaftsrat empfiehlt daher, die Mittel für das 

Förderungsprogramm spürbar aufzustocken, um eine konti-

nuierliche Entwicklung des Förderungsinstruments "Graduier-

tenkolleg" zu ermöglichen. Zugleich unterstreicht er, daß 

beim weiteren Ausbau des Förderungsinstruments die wissen-

schaftspolitischen Ziele - Verbesserung der Doktorandenaus-

bildung, Verkürzung der Promotions- und Studienzeiten - als 

Programmziele unverändert bestehen bleiben müssen.1) 

11.6. Gottfried Wilhelm Leibniz-Förderprogramm 

Im Leibniz-Programm können seit 1986 herausragende Wissen-

schaftler oder Gruppen von Wissenschaftlern ausgezeichnet 

1) Zu weitergehenden Empfehlungen für die künftige Aus-
gestaltung des Förderungsinstruments "Graduiertenkol-
leg" vgl. den Entwurf "Zwölf Thesen zur Hochschulpoli-
tik", der ebf. zu den Januar-Sitzungen des Wissen-
schaftsrates 1993 vorgelegt werden soll, insbes. 
These 7. 
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II.5. Graduiertenkollegs

Auf Empfehlung des wissenschaftsrates haben Bund und Länder
l-989 ein neues Förderungsprogramm eingerichtet und die
Deutsche Forschungsgemeinschaft gebeten, die Durchführung
zu übernehmen. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft hat das

Programm L990 gestartet. Ivlittlerweile (Stand: 1. August
Lgg2) werden L67 Graduiertenkollegs gefördert, weitere 22

sind für 1993 bewilligt. Die Graduiertenkollegs sollen die
Förderung des graduierten wissenschaftlichen Nachwuchses in
thematisch umschriebenen Forschungsgruppen ermöglichen.

Das neue Förderungsprogramm hat bei den Hochschulen groBe
Resonanz gefunden. Vom März L990 bis zum August L992 gingen
bei der DFG mehr als 400 Anträge auf Einrichtung und Förde-
rung von Graduiertenkollegs ein. Die Bewilligungsquote ist
- auch im vergleich zu anderen Förderungsverfahren der
DFG - mit durchschnittlich 32,6 t auperordentlich niedrig'
Der Wissenschaftsrat empfiehlt daher, die Mittel für das

Förderungsprogramm spürbar aufzustocken, um eine konti-
nuierliche Entwicklung des Förderungsinstruments "Graduier-
tenkolleg" zu ermöglichen. Zugleich unterstreicht er, daß

beim weiteren Ausbau des Förderungsinstruments die wissen-
schaftspolitischen Ziele - verbesserung der Doktorandenaus-
bildung, Verkürzung der Promotions- und Studienzeiten - als
progranmziel-e unverändert bestehen bleiben müssen. a )

II. 6. Gottfried wilhelm Leibniz-Förderprogramm

Im Leibniz-Programm können seit 1986 herausragende Ttissen-
schaftler oder Gruppen von Wissenschaftlern ausgezeichnet

r-) zu weitergehenden Empfehlungen für die künftige Ag=:
gestaltun! aes Fördeiungsinitruments "Graduiertenkol-
i"g" vgl. den Entwurf "ZwöIf Thesen zur Hochschulpoli-
tif", äer ebf. zu den Januar-Sitzungen des !{issen-
schaftsrates 1993 vorgelegt werden so1I, insbes'
These 7.
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und in ihrer weiteren Forschungsarbeit gefördert werden. 

Die Auszeichnung wird nur auf Vorschlag Dritter gewährt. 

Vorschlagsberechtigt sind u.a. die wissenschaftlichen Hoch-

schulen, die Max-Planck-Gesellschaft, die Akademien der 

Wissenschaften und die Fachausschußvorsitzenden der DFG und 

deren Stellvertreter sowie die Preisträger. Der Preis kann 

je nach Bedarf des ausgezeichneten Wissenschaftlers oder 

der Wissenschaftlergruppe für einen Zeitraum von fünf Jah-

ren bis zu 3 Millionen DM betragen. 

Das Programm ermöglicht herausragenden Wissenschaftlern, 

• deren Arbeit national und international anerkannt ist, für 

einen mittelfristigen Zeitraum Mittel nach eigener Ent-

scheidung für ihre Forschung einzusetzen. Damit wurde in 

vorbildlicher Weise mit einem Vertrauensvorschuß aufgrund 

erwiesener Qualität die Möglichkeit eröffnet, originelle 

und risikoreiche Forschung zu betreiben. Das Ansehen, das 

das Leibniz-Programm innerhalb kurzer Zeit in der wissen-

schaftlich interessierten Öffentlichkeit erworben hat, ist 

bemerkenswert. Bund und Länder sollten daher rechtzeitig 

Schritte einleiten, um das Leibniz-Programm auch über die 

derzeit laufende Förderungsperiode (1991-1995) hinaus zu 

verlängern. 

11.7. Gerhard Hess-Programm 

Das 1987 von der DFG eingerichtete Gerhard Hess-Programm 

soll dem hervorragend qualifizierten wissenschaftlichen 

Nachwuchs die Möglichkeit eröffnen, in einer Hochschule 

oder einem Forschungsinstitut seine Forschung auf der 

Grundlage einer mittelfristig gesicherten Förderungszusage 

und bei flexiblem Mitteleinsatz zu planen sowie eine eigene 

Arbeitsgruppe aufzubauen. Die Nachwuchswissenschaftler 

sollen zum Zeitpunkt der Antragstellung nicht älter als 33 

Jahre sein. Sie müssen habilitiert sein oder nach der Pro-

motion herausragende selbständige wissenschaftliche Arbei-

ten veröffentlicht haben, die einer überdurchschnittlichen 

Habilitation entsprechen. Auf Antrag können bis zu 

.L7

und in ihrer weiteren Forschungsarbeit gefördert werden'
Die Auszeichnung wird nur auf Vorschlag Dritter gewährt'
Vorschlagsberechtigt sind u.a. die wissenschaftlichen Hoch-
schulen, die l,lax-P1anck-Gesellschaft, die Akademien der
Wissenschaften und die Fachausschupvorsitzenden der DFG und

deren Stellvertreter sowie die Preisträger. Der Preis kann
je nach Bedarf des ausgezeichneten wissenschaftlers oder
der ttissenschaftlergruppe für einen zeitraum von fünf Jah-
ren bis ztl 3 Millionen DIvI betragen '

Das programm ermöglicht herausragenden !{issenschaftlern,
deren Arbeit national und international anerkannt ist, für
einen mittelfristigen Zeitraum Mittel nach eigener Ent-
scheidung für ihre Forschung einzusetzen. Damit wurde in
vorbildlicher weise mit einem vertrauensvorschup aufgrund
erwiesener Qualität die l{öglichkeit eröffnet, originelle
und risikoreiche Forschung zu betreiben. Das Ansehen, das

das Leibniz-Prograilrm innerhalb kurzer zei-t in der wissen-
schaftlich interessierten öffentlichkeit erworben hat, ist
bemerkenswert. Bund und Länder sollten daher rechtzeitig
schritte einleiten, um das Leibniz-Programm auch über die
derzeit laufende Förderungsperiode ( 1991-L995 ) hinaus zt
verlängern.

II.7. Gerhard Hess-Programm

Das 1987 von der DFG eingerichtete Gerhard Hess-Programm
soll dem hervorralJend qualifizierten wissenschaftlichen
Nachwuchs die Möglichkeit eröffnen, in einer Hochschule
oder einem Forschungsinstitut seine Forschung auf der
Grundlage einer mittelfristig gesicherten Förderungszusa§le
und bei flexiblem Mitteleinsatz zu planen sowie eine eigene
Arbeitsgruppe auf zubauen. Die Nachwuchswissenschaftler
soll-en zum Zeitpunkt der Antragstellung nicht äIter als 33

Jahre sein. sie müssen habilitiert sein oder nach der Pro-
motion herausragende selbständige wissenschaftl-iche Arbei-
ten veröffentlicht haben, die einer überdurchschnittlichen
Habilitation entsprechen. Auf Antrag können bis z1r
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200.000 DM pro Jahr bewilligt werden. Mit der ersten Bewil-
Iigung wird in Aussicht gestellt, die Arbeiten nach l,laBgabe

der Beurteilung eines Fortsetzungsantrages (im zweiten Jahr
der Förderunsl) bis zlr fünf Jahre zu fördern. In den Jahren
von L988 bis 199L \furden insgesamt 22 Bewilligungen ausge-

sprochen. Mit zwischen fünf und sieben Neubewilligungen pro
Jahr wird der Auszeichnungscharakter der Förderung in die-
sem Programm besonders unterstrichen.

II. 8. Heisenberg-Programm

Auf Vorschlag der Präsidenten und Vorsitzenden der ttissen-
schaftsorganisationen haben Bund und Länder L977 das Hei-
senberg-Programm zur Förderung des hochqualifizierten wis-
senschaftlichen Nachwuchses beschlossen und der DFG zlJt

Realisierung übertragen. Das Programm war ursprünglich auf
fünf Jahre mit jeweils l-50 Stipendien pro Jahr und 750

Stipendien insgesamt angelegt. 733 Stipendien hmrden in
Anspruch genonrmen. Bis NIärz L992 sind 585 Stipendien ausge-
laufen oder vorzeitig zurückgegeben worden, wobei der weit-
aus gröpte Teil der Stipendiaten Dauerstellen in Hochschu-
Ien oder auperuniversitären Instituten erhalten hat.

Im Rahmen des Zweiten Hochschulsonderprogramms konnte
aufbauend auf den Erfahrungen des al-ten Heisenberg-Pro-

gramms 1991 ein modifiziertes Heisenberg-Programm einge-
richtet werden. Für dieses Programm ist ein Zeitraum von
sieben Jahren, in denen Bewilligungen mög1ich sein soIIen,
vorgesehen. Die Stipendien werden zunächst auf drei Jahre
bewilligt und auf Antrag um weitere zwei Jahre verlängert.
Nunmehr können auch Sachbeihilfen im Rahmen des Heisenberg-
Programms bewilligt werden. Die Stipendiaten sollen in die
Lage versetzt werden, in relativer Unabhängigkeit auch
eigene Arbeitsgruppen zu gründen. Bis einschlieplich l{ai
L992 wurden 87 Stipendien und L5 Sachbeihilfen bewilligt.
Da der AuswahlausschuB dabei - wie im alten Programm - an
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die Qualifikation der Bewerber sehr hohe Anforderungen 

gestellt hat, zeigt die hohe Zahl der Stipendienbewilligun-

gen auf überzeugende Weise, daß es nach wie vor viele vor-

zügliche Nachwuchswissenschaftler gibt, für die keine ad-

äquaten Stellen zur Verfügung stehen. Das Heisenberg-Pro-

gramm trägt somit erheblich dazu bei, für das in Kürze 

voraussichtlich anwachsende Stellenangebot ein qualifizier-

tes Nachwuchspotential bereitzuhalten. 

11.9. Habilitationsförderung 

Für eine zusätzliche Förderung des Hochschullehrernachwuch-

ses wurden der DFG im Sommer 1991 erstmals Sondermittel für 

Stipendien und Sachbeihilfen zur Verfügung gestellt. Hier-

durch sollen insbesondere Wissenschaftlerinnen ermutigt 

werden, nach der Promotion ihre wissenschaftliche Arbeit 

fortzusetzen und die Habilitation anzustreben. Die Bewerber 

sollen nach einer qualifizierten Promotion durch weitere 

wissenschaftliche Veröffentlichungen ihre besondere Befähi-

gung zur wissenschaftlichen Arbeit nachgewiesen haben. Die 

Habilitandenstipendien werden in der Regel für zwei Jahre 

bewilligt und können in begründeten Fällen um ein weiteres 

Jahr verlängert werden. 

Das Programm ist beim wissenschaftlichen Nachwuchs auf 

großes Interesse gestoßen: 1991 gingen bereits 508 Stipen-

dienanträge ein. 34 % der eingereichten Stipendienanträge 

stammen von Wissenschaftlerinnen. 

Der Wissenschaftsrat bedauert, daß es bei der Implementa-

tion des Programms zu Verzögerungen gekommen ist, die dazu 

geführt haben, daß im Jahre 1991 erst 134 Wissenschaftler/ 

-innen aus dem alten Bundesgebiet und 13 aus dem neuen 

Bundesgebiet in die Förderung aufgenommen werden konnten. 

Auch in diesem Fall sollten Bund und Länder rechtzeitig 

Schritte einleiten, die geeignet sind, eine Entscheidung 

über die ggf. notwendige Fortsetzung der Habilitationsför- 

.t9

die Qualifikation der Bewerber sehr hohe Anforderungen
gestellt hat, zeigt die hohe Zahl der Stipendienbewilligun-
gen auf überzeugende l{eise, daB es nach wie vor viele vor-
zügliche Nachwuchswissenschaftler gibt, für die keine ad-
äquaten stellen zur Verfügung stehen. Das Heisenberg-Pro-
granm trägt somit erheblich dazu bei, für das in Kürze
voraussichtlich anwachsende stellenangebot ein qualifizier-
tes Nachwuchspotential bereitzuhalten.

II. 9. Habilitationsförderung

Für eine zusätzliche Förderung des Hochschullehrernachwuch-
ses wurden der DFG im sommer 1991 erstmal-s sondermittel für
Stipendien und Sachbeihilfen zur Verfügung gestellt. Hier-
durch sollen insbesondere Wissenschaftlerinnen ermutigt
werden, nach der Promotion ihre wissenschaftliche Arbeit
fortzusetzen und die Habilitation anzustreben. Die Bewerber
sollen nach einer qualifizierten Promotion durch I'feitere
wissenschaftliche Veröffentlichungen ihre besondere Befähi-
gung zur wissenschaftlichen Arbeit nachgewiesen haben' Die
Habilitandenstipendien werden in der Regel für zwei Jahre
bewilligt und können in begründeten FäIIen um ein weiteres
Jahr verlängert werden.

Das Programm ist beim wissenschaftlichen Nachwuchs auf
gropes Interesse gestoBen: L99l- gingen bereits 508 Stipen-
dienanträge ein. 34 t der eingereichten Stipendienanträge
stammen von Wissenschaftlerinnen.

Der Wissenschaftsrat bedauert, dap es bei der Implementa-
tion des Programms zt Yetzögerungen gekommen ist, die dazu
geführt haben, daß im Jahre 199L erst 134 Wissenschaftler/
-innen aus dem alten Bundesgebiet und L3 aus dem neuen
Bundesgebiet in die Förderung aufgenommen werden konnten'
Auch in diesem FaIl sollten Bund und Länder rechtzeitig
Schritte einleiten, die geeignet sind, eine Entscheidung
über die ggf. notwendige Fortsetzung der Habilitationsför-
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derung in angemessener Frist vor dem Auslaufen der jetzigen
Sonderprogranrme zu ermöglichen.

II. 10. Postdoktoranden-Programm

Das Postdoktoranden-Programm wurde 1985 von der DFG mit
Sondermitteln des Bundes eingerichtet. Die Bewerber sollen
bei Förderungsbeginn nicht äIter als 30 Jahre sein und sich
durch die Qualität ihrer Promotion als besonders befähigt
ausgewiesen haben. Antragsberechtigt sind die Hochschulen.

Die Förderung dient vorrangig dem Ziel-, die Stipendiaten
für eine Tätigkeit auBerhalb der Wissenschaft zu qualifi-
zieren. Das Stipendium ist begrenzt auf zwei Jahre mit
einer Verlängerungsmöglichkeit von maximal einem Jahr.
Besonders erwünscht ist ein Wechsel- des Arbeitsplatzes,
möglichst ins Ausland.

Seit der Einrichtung des Postdoktoranden-Programms ist eine
stetig steigende Nachfrage nach der Stipendienförderung in
den Hochschulen zu beobachten: Während 1990 mit 304 Anträ-
gen etwa 25 I mehr Bewerbungen eingingen a1s 1989, stieg
die Anzahl der von den Hochschulen eingereichten Anträge
1991 gegenüber 1990 um 28 I auf 389. Hinzu kamen in den

vergangenen Jahren durchschnittlich 70 Verlängerungsanträge
für bereits in das Programm aufgenommene Stipendiaten. Rund

75 I der Stipendiaten verbinden die Förderung mit einem

zumeist Iängeren Forschungsaufenthalt im Ausland. Der

Wissenschaftsrat wiederholt seine bereits 1988 gegebene

Anregung, eine Evaluation des Postdoktoranden-Programms
vorzunehmen. Er verbindet dies mit der Empfehlung, zugleich
auch die anderen Förderunqsprogramme für Nachwuchswissen-

schaftler ink1. der Ausbildungs- und Auslandsstipendien in
die Eval-uation einzubeziehen und dabei die Abstimmung zw:--

schen den verschiedenen Programmen zu überdenken. Die Eva-

luation sollte alsbald vorgenommen werden.

II. 11. Gropgeräte und Bibliotheksförderung

a) Für die Beschaffung von Gropgeräten, die nicht z\r
Grundausstattung von Hochschulen oder Forschungsinstituten
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gehören, sondern für die Durchführung spezifischer For-

schungsvorhaben erforderlich sind, standen der DFG 1992 

rund 45 Millionen DM zur Verfügung. Dies entspricht zwar 

noch nicht einmal einem Zehntel des in den letzten Jahren 

im Rahmen des Hochschulbauförderungsgesetzes (HBFG) für 

Großgeräte vorgesehenen Ansatzes, ist aber als zusätzliche 

Fördermöglichkeit für international konkurrenzfähige For-

schung unerläßlich. Nur über Mittel der Forschungsförderung 

können die besten Arbeitsgruppen in Hochschulen und For-

schungsinstituten entsprechend der Entwicklung neuer Ar-

beitsmethoden und neuer Apparaturen so ausgestattet werden, 

• daß sie international konkurrenzfähige Forschung betreiben 

können. Dies gilt für nahezu alle Gebiete der Natur- und 

Ingenieurwissenschaften, in zunehmendem Maße aber auch der 

Biowissenschaften und der Medizin. 

Der Wissenschaftsrat ist sich mit der DFG darin einig, daß 

in den nächsten Jahren der Erhalt der Arbeitsfähigkeit 

vieler Forschergruppen durch die Erneuerung des Gerätebe-

standes gesichert werden muß. Die Erneuerung ist vor allem 

deshalb erforderlich, weil veraltete und wegen ihrer be-

schränkten analytischen Fähigkeiten in der Forschung nicht 

mehr einsetzbare Geräte aus den 70er und 80er Jahren er- 

• setzt werden müssen. In noch erheblich größerem Ausmaß gilt 

dies für die Hochschulen der neuen Länder. 

b) Bei der Förderung der wissenschaftlichen Bibliotheken 

konzentriert sich die DFG auf die Weiterentwicklung der 

überregionalen Literaturversorgung, die Erschließung von 

Beständen und die Modernisierung der Bibliotheken durch 

Verbesserung ihrer Dienstleistungen. Zur überregionalen Li-

teraturversorgung trägt die DFG durch langfristige Förde-

rung der Sondersammelgebiete und Spezialbibliotheken bei. 

Der Verbesserung der Bibliotheksverhältnisse unter überre-

gionalen Gesichtspunkten dienen auch Projekte und Modell-

versuche für neue technische und organisatorische Entwick-

lungen. Der Wissenschaftsrat unterstützt die Überlegungen 
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schungsinstituten entsprechend der Entwicklung neuer Ar-
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daß sie international konkugenzfähige Forschung betreiben
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vieler Forschergruppen durch die Erneuerung des Gerätebe-
standes gesichert werden muB. Die Erneuerung ist vor allem
deshalb erforderlich, I,\7eiI veraltete und wegen ihrer be-
schränkten analytischen Fähigkeiten in der Forschung nicht
mehr einsetzbare Geräte aus den 70er und 80er Jahren er-
setzt werden müssen. In noch erheblich gröperem Ausmaß gilt
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b) Bei der Förderung der wissenschaftlichen Bibliotheken
konzentriert sich die DFG auf die Weiterentwicklung der
überregionalen Literaturversor§;utr9, die Erschliepung von
Beständen und die tvtodernisierung der Bibliotheken durch
Verbesserung ihrer Dienstleistungen . Zur überregionalen Li-
teraturversorgung trägt die DFG durch langfristige Förde-
rung der Sondersammelgebiete und Spezialbibliotheken bei.
Der Verbesserung der Bibliotheksverhältnisse unter überre-
gionalen Gesichtspunkten dienen auch Projekte und Modell-
versuche für neue technische und organisatorische Entwick-
lungen. Der Wissenschaftsrat unterstützt die Überlegungen
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der DFG, ihre Schwerpunkte bei der Bibliotheksförderung in
den kommenden Jahren vor allem auf die Unterstützung der
Bibliotheken in den neuen Ländern, Initiativen für eine
Reihe neuer Unternehmen zur Verbesserung der Literaturver-
sorgung und die Integration des deutschen Bibliothekswesens
in europäische Zusammenhänge zu konzentrieren.

III. Beratungsaufgaben

Neben der finanziellen Unterstützung von Forschungsvorhaben
übernimmt die Deutsche Forschungsgemeinschaft auch eine
Vielzahl von Aufgaben, die zum Ziel haben, die Zusammenar-

beit zwischen den Forschern zv fördern sowie Parlamente und

Regierungen in wissenschaftlichen Fragen zu beraten. Die
Irlitglieder der entsprechenden Kommissionen und Ausschüsse

sind ehrenamtlich tätig und werden in der Regel für drei
Jahre vom Senat oder Hauptausschup der DFG gewäh1t. Die
Beratungstätigkeit dient sowohl der Vorbereitung von Ent-
scheidungen der Gremien der DFG und anderer Organisationen
als auch der Erarbeitung von wissenschaftlichen Grundlagen
für Legislative und Exekutive. Die Ergebnisse der Arbeit
von Ausschüssen und Kommissionen, z.B. der MAK-Werte-Kom-

mission, werden regelmäpig veröffentlicht.

Die Beratung von Parlamenten und Regierungen wird zunehmend

verknüpft mit der Tätigkeit entsprechender Beratungsgremien
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften. Dies wird
z.T. durch Doppelmitgliedschaft ausgewiesener Wissenschaft-
ler in Gremien der DFG und der EG gewährleistet. Der Wis-
senschaftsrat teilt die Auffassung der DFG, daB die
Existenz wissenschaftl-icher Beratungsgremien auf EG-Ebene

die Notwendigkeit von wissenschaftlicher Beratung im na-
tionalen Bereich nicht überflüssig macht, sondern viel-mehr
eine verstärkte Abstinmung zwischen der nationalen und der
EG-Ebene und somit auch in Deutschland wissenschaftlich
ausgewiesene Beratungsgremien erfordert.
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IV. Internationale Beziehungen 

Die internationale Vernetzung der Wissenschaft ist zwar 

nach Fächern unterschiedlich, grundsätzlich aber für alle 

Disziplinen unentbehrlich. Sie zeigt sich in der Ausbildung 

von Nachwuchswissenschaftlern in ausländischen Forschungs-

einrichtungen, im Austausch von Gastwissenschaftlern sowie 

in der internationalen Ausschreibung und Besetzung von 

Professorenstellen. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft 

fördert die internationale Einbindung der deutschen Wissen- 

• schaft mit großer Intensität. Allein im Normalverfahren und 

in Schwerpunktprogrammen wurden 1991 rund 2.000 Projekte 

mit Auslandsbezug bewilligt; auch in den Sonderforschungs-

bereichen arbeiten deutsche Forscher intensiv mit ausländi-

schen Kollegen zusammen. Hinzu kommen zahlreiche Stipendia-

ten in der Postdoktoranden-, Habilitanden- und Habilitier-

tenförderung, die einen Teil ihrer Forschungsarbeit im 

Ausland erledigen. Den internationalen fachlichen Informa-

tionsaustausch und die Entwicklung gemeinsamer Forschungs-

projekte durch Kongreß-, Vortrags- und Informationsreisen 

sowie durch internationale wissenschaftliche Veranstaltun-

gen in Deutschland hat die DFG 1991 mit Sondermitteln des 

Auswärtigen Amtes und des Bundesministeriums für Forschung 

• und Technologie (BMFT) in mehr als 9.000 Fällen gefördert. 

Der Wissenschaftsrat unterstreicht die Notwendigkeit, daß 

Bund und Länder auch weiterhin die DFG in allen Verfahren 

finanziell in die Lage versetzen, die internationale, vor-

nehmlich die europäische Zusammenarbeit, noch mehr als 

bisher zu fördern. Dies wird auf absehbare Zeit besonders 

für den wissenschaftlichen Austausch mit Mittel- und Osteu-

ropa gelten. Zugleich erfordern jedoch auch die sich rasch 

ändernden Kooperationsbedürfnisse der Schwellen- und Ent-

wicklungsländer besondere Aufmerksamkeit. Die wissenschaft-

lichen Auslandsbeziehungen leisten letztlich auch einen 

bedeutenden Beitrag zur Vorbereitung und Unterstützung 

weltweiter politischer und wirtschaftlicher Zusammenarbeit. 
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Iv. Internationale Beziehungen

Die internationale Vernetzung der Ytj-ssenschaft ist zwat
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bisher zu fördern. Dies wird auf absehbare Zeit besonders
für den wissenschaftlichen Austausch mit Mittel- und Osteu-
ropa gelten. Zugleich erfordern jedoch auch die sich rasch
ändernden Kooperationsbedürfnisse der Schwellen- und Ent-
wicklungsländer besondere Aufmerksamkeit. Die wissenschaft-
lichen Auslandsbeziehungen leisten letztlich auch einen
bedeutenden Beitrag zur Vorbereitung und Unterstützung
weltweiter politischer und wirtschaftlicher Zusammenarbeit.



- 24 - 

V. Finanzierung 

Die Entwicklung der Förderungsaufgaben der DFG seit 1970 

zeigt Übersicht 2 (vgl. S. 25). 

• 

• 

V. Finanzierung

Die Entwicklung
zeigt Übersicht
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der Förderungsaufgaben
2 (vsI. S. 2s) .

der DFG seit 1970



Übersicht 2 

Ausgaben der Deutschen Forschungsgemeinschaft 

1970 	1975 	1 	1980 	1 	1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 

(1) Millionen DM in jeweiligen Preisen (nominal) 
Normalverfahren und Forschergruppen 	 125,3 	237,7 	1 	344,0 	386,2 412,4 430,5 446,9 461,0 473,6 536,1 
Schwerpunktverfahren 	 64,8 	111,9 	1 	109,7 	129,4 132,7 140,2 143,8 141,5 150,7 158,1 
Bibliothekswesen 	 5,2 	12,7 	16,9 	18,8 21,1 19,1 19,8 21,1 21,4 22,9 
Sonstige Förderungsmaßnahmenl 	 0,1 	5,2 	10,6 	13,1 12,7 12,9 13,3 14,6 14,6 20,4 
Ausgaben aus zweckgebundenen Zuwendungenl 	4,1 	12,9 	18,6 	28,8 48,2 58,2 67,7 39,0 33,4 31,1 
Großgeräte und Rechenanlagen 	 37,1 	19,2 	12,7 	19,9 21,5 23,9 14,2 21,8 21,5 26,7 
Sonderforschungsbereiche 	 68,4 	189,4 	253,4 	309,9 310,1 324,9 336,6 355,6 361,9 391,5 

davon aus zweckgebundenen Zuwendungen 	 - 	2,0 2,8 7,4 6,4 9,6 8,8 5,4 
Heisenberg-Programm 	 7,4 	13,2 13,3 13,5 11,4 11,6 11,6 11,7 
Leibniz-Programm 	 - 	- 6,0 13,0 18,0 20,0 26,0 30,0 
Gerhard Hess-Programm 	 - 	- - 0,5 1,9 1,9 3,0 
Graduiertenkollegs 	 - 	 - 	- - 3,5 20,6 
Hilfseinrichtungen der Forschung 	 4,5 	10,3 	12,8 	12,1 15,0 13,9 13,4 11,3 12,4 14,1 
Zuwendungen des Bundes bzw. d. Länder 	 - 	- - - 30,3 34,4 37,3 
Fördermittel der DFG zusammen 	 309,5 	599,3 	786,1 	931,4 993,0 1050,1 1085,1 1127,8 1166,9 1303,5 

darunter zweckgebundene Zuwendungen 	 4,1 	12,9 	18,6 	30,8 51,0 65,6 74,1 48,6 42,2 36,5 

(2) Millionen DM in Preisen von 1980 (real) 
Fördermittel der DGF, real2 	 1 	607,6 	1 	737,2 	773,3 	1 	793,3 826,1 862,5 1 877,2 863,5 1 852,4 1 884,3 

Nachrichtlich: 

Millionen DM in jeweiligen Preisen (nominal) 
DFG-Ausgaben insgesamt 	 1 	325,3 	1 	623,9 	1 	814,9 	1 	965,0 	1 1029,1 1087,0 I 1122,6 1167,0 1210,3 1 1354,8 

darunter: 	 1 	 1 	1 1 1 
Verwaltungskosten3 	 15,8 	1 	24,6 	1 	28,7 	1 	33,8 	1 36,0 37,0 I 37,4 39,3 43,4 1 49,3 

1 Hier sind etwa 25 Einzeltitel zusammengefaßt. Vgl. DFG-Tätigkeitsberichte, Übersichten II bis V. 

2 Diskontiert mit dem Preisindex für den Staatsverbrauch (1980 - 100). Preisindices für die Jahre 1990 (131,8), 1991 (138,4) noch vorläufig. 

3 Die Verwaltungskosten machten 1970 4,9% der Gesamtausgaben aus. 1985 und 1986 war dieser Anteil auf 3,54 gefallen. 1988 betrug er 3,3% und 1991 3,6 %. 

Quelle: Tätigkeitsberichte der DFG (Haushaltsberichte), jährlich. 
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Die Förderung der DFG einschlieBlich aller zweckgebundenen

Zuwendungen hat sich nominal seit L970 etüra vervierfacht.
Das Schaubild 1 auf Seite 28 verdeutlicht jedoch, daß im
Verlauf der 80er Jahre die Ausgaben der DFG - trotz einer
erkennbaren nominalen Steigerung - insgesamt real weitge-
hend konstant geblieben sind. Dieser Entwicklung der Ausga-
ben der DFG für die Forschungsförderung in den Hochschulen
entspricht eine ebenfalls konstante Entwicklung der Perso-
nal- und Drittmittelstellen in den Universitäten. Wie je-
doch Schaubild 2 auf Seite 28 zeigt, erweist sich die Stag-
nation der Realausgaben der DFG vor allem deshalb als pro-
blematisch, weil sich im gleichen Zeitraum die Zahl der
Absolventen deutscher Universitäten nahezu verdoppelt hat.
Da die DFG - auch in Projekten des Normalverfahrens und der
Sonderforschungsbereiche - vor aLlem Nachwuchswissenschaft-
ler fördert, verri-ngern sich also bei real konstanten Aus-
gaben die Chancen des wissenschaftlichen Nachwuchses auf
eine Förderung seiner Forschungsarbeiten.

Im folgenden wird beispielhaft auf die Entwicklung der
Fördermittel der DFG im Normal- und Schwerpunktverfahren
sowie bei den Sonderforschungsbereichen näher eingegangen.
Auf die Bedeutung des Normal-verfahrens und der Schwerpunkt-
programme für die Forschungsförderung wurde bereits in den
Abschnitten II.1. und TT.2. hingewiesen. Die beiden Verfah-
ren werden hier zusammengefapt, weil sie im Ytirtschaftsplan
der DFG in einem Haushaltskapitel zusammen mit den Ansätzen
für Gropgeräte einschlieBlich DV-AnIagen, Förderung des

wissenschaftlichen Bibliothekswesens und der Auslandsbezie-
hungen enthalten sind und von Bund und Ländern jeweils zvr
HäIfte finanziert werden.
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Schaubild 1 

Ausgaben der DFG für die Forschungsförderung in Mio DM 
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Übersicht 3 stellt die Entwicklung der Bewilligungen im 

Normal- und Schwerpunktverfahren dar. Dabei sind die unter-

schiedlichen Zuordnungen im Verlauf der letzten zwanzig 

Jahre zu beachten. 

Übersicht 3 

Bewilligungen der DFG im Normal- und Schwerpunktverfahren 

nach ausgewählten Verwendungszwecken 

Anteile in Z für 

1Bewilligungen1 	  

Jahr 	in Mio DM 	 I 	darunter: 

I 	 1 Personal 	1 	Such- 	!Geräte bislGroßgeräte 

ausgaben 1100 TDM 	iu.Rechenanlagen 

19701 	1 	239,2 	62,8 	37,2 	 20,1 

19712  245,4 63,3 36,7 13,5 8,2 

19722  314,5 64,4 35,6 11,8 13,2 

19732  307,6 62,5 37,5 13,1 7,6 

19742  311,0 60,4 39,6 11,7 9,8 

19752  304,4 65,7 34,3 12,9 4,6 

19763  336,2 68,8 31,2 8,1 6,1 

19774  507,1 71,6 28,4 7,6 5,0 

19785  415,0 71,5 28,5 7,9 4,3 

1979 492,2 73,4 26,6 7,7 4,1 

1980 503,8 74,3 25,7 8,3 2,3 

1981 536,9 72,4 27,6 6,9 5,7 

1982 515,2 75,2 24,8 7,2 2,4 

1983 503,3 74,3 25,7 6,9 4,0 

1984 573,9 74,9 25,1 7,3 3,8 

1985 659,8 74,0 26,0 8,5 2,2 

1986 656,8 73,4 26,6 8,6 3,8 

1987 648,6 75,0 25,0 10,2 

1988 672,5 76,0 24,0 10,8 

1989 695,4 75,4 24,6 10,8 

1990 767,9 75,7 24,3 10,7 

1991 786,5 71,4 28,6 13,9 

1) Einschließlich Forschergruppen, Auslandsbeziehungen, Großgeräte- und DV-Programm; ohne Hilfseinrichtungen 

und Bibliothekswesen.- 2) Ohne Forschergruppen, Auslandsbeziehungen, Hilfseinrichtungen und Bibliothekswesen. 

Die separat ausgewiesenen Bewilligungen für Rechenanlagen und Großgeräte sind einbezogen.- 3) Einschließlich 

Forschergruppen; ohne Auslandsbeziehungen, Hilfseinrichtungen und Bibliothekswesen.- 4) Ohne Forschergruppen 

und Hilfseinrichtungen, einschließlich Auslandsbeziehungen und Bibliotheken. Die hohe Steigerung gegenüber 1976 

erklärt sich daraus, daß 1976 während des ganzen Jahres im Normalverfahren keine Mehrjahresbewilligungen ausge-

sprochen wurden.- 5) Ab 1978 nur Normal- und Schwerpunktverfahren einschließlich Großgeräte, ohne Forschergrup-

pen, Hilfseinrichtungen, Auslandsbeziehungen und Bibliothekswesen. 

Quelle: Jahresberichte der DFG. 

Übersicht 3

Normal- und
schiedlichen

2B

stell-t die Entwicklung der Bewilligungen im

Schwerpunktverfahren dar. Dabei sind die unter-
Zuordnungen im Verlauf der letzten zwanzig

Jahre zu beachten.

Ubersicht 3

Eewilligungen der DFG im Nornnl- und Schwerpunktverfahren

nach ausgewählten Verwendungszwecken

Anteile l-n Z für

I

I Personal

I

tgzol
r971?

19722

19ß2

t9742

1975?

19763

r9774

1 9785

1979

1 980

1981

1982

1983

1984

1985

1986

1987

19BB

1 989

I 990

I 991

I

20,162,8
63,3
64,4

62,5
60,4
65,7

68,8
71,6
71.5

73,4

74,3

72,4
75,2

74,3

74,9
74.0
73,4

i5,0
76.0
75,4

75,7

77,4

37 ,2
36,7

35. 6

37 ,5
39, 6

34,3

3l ,2
28,4

28,5

26,6

?5,7

27 ,6
21,8

?5,7

25,r
26,0
26,6

25,0

24,0
24,6

24,3

?8,6

13,5

11.8
i3,1
tt,7
12,9

8,1
7,6
70

7,7

8,3
6,9
7,2

6,9

7.3
8,5
8.6

8,2

13,2

7,6
9,8
4.6
6,1

5,0
4,3
4,1

2,3
5,7

2.4

4,0
3,8
,,
3,8

10, 2

1C,B

10.8

10,7

13,9

l Bewilligungen

I I darunter!

I Sach- lGeräte bislGropgeräte

I ausgaben lf00 TDU lu.Rechenanlagen

239,2

245.4

314. 5

307,6

311,0

304.4

336,2

507,1

415,0

492,2

503, B

536. 9

5t5,2
503,3

573,9

659, B

656,8
648,6

672,5

695,4

767 ,9
786,5

Jahr I in Ml-o DM

I

I

1) Einschlieglich Forschergruppen. Auslandsbeziehungen, Gr"oflgeräte- und DV-progranm; ohne Hilfseinrichtungen
und Bibliothekswesen.- 2) 0hne Forschergruppen, Auslandsbeziehungen, Hilfseinrichtungen und gibljothekswesen.

Die separat ausEc'liesenen Bevrilligungen für Rechenanlagcn und GroJlgeräte sind einbezogen.- 3) EinschlieBlich
Forschergruppen; ohne Auslandsbeziehungen, llilfseinrjchtungcn urrd Bibliothekswesen.- 4) 0hne Forschergruppen

und Hilfseirn^ichtunqen, ejnschlieplich Auslandsbeziehun<len und Bibliotheken. Die hohe Steigerung gegenüber 1976

eiklärt sich daraus, dag 1976 vrährend des ganzen Jahres jm l,lornnlverfahren kejne Hehrjahresbervi)ligungen ausge-
sprochen wurdcn.- 5) Ab 1978 rrur liorrral- und Schwerpunktvcrfalrren ejnschlieBlich Gropgeräte, ohne Forsclergrup-
pen, tiilfseinrichiurrgen, Auslandsbezic:hungen und Bibliotheks.vrr:scn.

Quelle: Jahresberichte ccr DFG.



- 29 - 

Übersicht 3 zeigt, daß der Anteil der Personalkosten von 

1970 bis 1975 zwischen 62,8 und 65,7 % der Bewilligungen 

lag und seit 1977 zwischen 71,6 und 76,0 % schwankt. Der 

Anteil der Sachmittel verringerte sich entsprechend von gut 

einem Drittel auf rund ein Viertel und stieg erst 1991 

wieder auf 28,6 % an. Der Anteil der Geräte und Großgeräte 

ist insgesamt in den letzten Jahren eher rückläufig gewesen 

und hat erstmals 1991 mit 13,9 % den Stand von 1976 in etwa 

erreicht. 

Für die Beurteilung der Anforderungen an die DFG und die 

• Situation der Forschungsförderung in Deutschland insgesamt 

ist eine Betrachtung des Verhältnisses zwischen Antrags-

und Bewilligungssummen hilfreich. Während die Bewilligungs-

quote in den 70er Jahren in der Regel über 70 % betrug 

- Mitte der 60er Jahre lag sie noch über 90 % -, ging sie 

seit 1985 - mit geringfügigen Schwankungen - von 60,2 auf 

46,6 % im Jahre 1991 zurück. Für den Zeitraum von Januar 

bis Ende Oktober 1992 sank die Bewilligungsquote gar auf 

43,3 % ab. Einzelheiten sind der Übersicht 4 auf Seite 31 

zu entnehmen. Die Daten belegen für den Zeitraum von 1985 

bis 1991 einen deutlichen Anstieg der Antragszahl. Der 

kurzfristige Rückgang in den Jahren 1987 und 1989 ist 

vermutlich auf eine phasenverschobene Zurückhaltung der 

Antragsteller infolge besonders drastischer Reduzierungen 

der Bewilligungsquoten in den jeweils vorangegangenen 

Jahren zurückzuführen. 

Die Steigerung der Antragssumme bei gleichzeitigem Anstieg 

der Antragszahlen läßt den Schluß zu, daß die Hochschulen 

seit 1980 zunehmend stärker Drittmittel für Forschungsvor-

haben einwerben und gleichzeitig die Forschung kosteninten-

siver wird. 

I

.29

Übersicht 3 zeigt, daß der Anteil der Personalkosten von
L970 bis L975 zwischen 62,8 und 65,7 t der Bewilligun§ren
1ag und seit L9?7 zwischen 7L,6 und 75,0 * schwankt. Der
Anteil der Sachmittel verringerte sich entsprechend von gut
einem Drittel auf rund ein Viertel und stieg erst 1991-

wieder auf 28,6 t an. Der Anteil der Geräte und Gropgeräte
ist insgesamt in den l-etzten Jahren eher rückIäufig gewesen
und hat erstmals 1991 mit 1319 I den Stand von L976 in etwa
erreicht.

Für die Beurteilung der Anforderungen an die DFG und die
Situation der Forschungsförderung in Deutschland insgesamt
ist eine Betrachtung des VerhäItnisses zwischen Antrags-
und Bewiltigungssl,mlmen hilfreich. V,Iährend die Bewilligungs-
quote in den 70er Jahren in der Rege1 über 70 t betrug
- Mitte der 60er Jahre lag sie noch über 90 * - | ging sie
seit 1985 - mit geringfügigen Schwankungen - von 60 12 auf
4615 t im Jahre 1991 zurück. Für den Zeitraum von Januar
bis Ende Oktober L992 sank die Bewilligungsquote gar auf
4313 t ab. Einzelheiten sind der Übersicht 4 auf Seite 31

zu entnehmen. Die Daten belegen für den Zeitraum von 1-985

bis L991 einen deutlichen Anstieg der Antragszahl. Der
kurzfristige Rückgang in den Jahren 1987 und L989 ist
vermutlich auf eine phasenverschobene Zurückhaltung der
Antragsteller infolge besonders drastischer Reduzierungen
der Bewilligungsquoten in den jeweils vorangegangenen
Jahren zurückzuführen.

Die Steigerung der Antragssumme bei gleichzeitigem Anstieg
der Antragszahlen 1äßt den SchIuF zlrt daB die Hochschulen
seit 1980 zunehmend stärker Drittmittel für Forschungsvor-
haben einwerben und gleichzeitig die Forschung kosteninten-
siver wird.



Übersicht 4 

Anträgel, Antragsvolumen und Förderungsmittel2  im Normal- und Schwerpunktverfahren 

sowie bearbeitete Anträge und deren Bewilligungsquote 1985-1992 

1985 	1 	1986 1987 1988 1989 1990 1991 1992 

Antragszahll 	(Eingang) 8.369 8.633 8.541 9.106 8.313 9.243 12.320 10.248 

Antragsvolumen (Mio DM) 1.123 1.257 1.310 1.491 1.394 1.622 2.144 1.849 

Förderungsmittel2  (Mio DM) 637 674 701 720 744 770 852 * 

Antragsvolumen real3  (Mio DM) 969 1.060 1.083 1.213 1.099 1.231 1.549 * 

Förderungsmittel real3  (Mio DM) 550 568 579 586 586 584 616 * 

Bearbeitete Anträge 8.425 7.692 8.498 8.777 8.874 8.590 10.866 12.026 

Antragsvolumen (Mio DM) 1.135 1.089 1.312 1.384 1.449 1.427 1.933 2.189 

Bewilligungssumme (Mio DM) 684 683 709 704 774 826 901 974 

Verhältnis Bewilligungs- zu 

Antragssumme in Prozent 60,2 62,7 54,0 50,9 53,4 57,9 46,6 44,5 

*) Werte für 1992 noch nicht zu ermitteln. 

1) Ohne Anträge zu wissenschaftlichem Bibliothekswesen, Auslandsbeziehungen, Bücher, zeitschriften für ausländische Institutionen, Instandsetzung von Leihgaben, 

Postdoktorandenprogramm; einschließlich Forschergruppen und Großgeräte sowie Hilfseinrichtungen.- 2) Gesamtsoll des Wirtschaftsplans für Allgemeine Forschungsförderung 

einschließlich Sondermittel. Die Differenzen zwischen Förderungsmitteln und Bewilligungssummen erklären sich aus den einzelne Haushaltsjahre übergreifenden 

Bewilligungen im Normal- und Schwerpunktverfahren.- 3) Diskontiert mit dem Preisindex für den Staatsverbrauch (1980 = 100). Preisindices für 1990 (131,8) und 1991 

(138,4) vorläufig. Für 1992 liegt noch kein Preisindex vor. 

Quelle: Jahresberichte und Angaben der DFG. 
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Eine ähnliche Entwicklung der Antragszahlen hat sich in den

letzten zehn Jahren bei den Sonderforschungsbereichen ge-
zeigt (vgl. dazu Übersicht 5 auf Seite 33). Von den derzeit
(Ende L992) geförderten L82 Sonderforschungsbereichen sind
rund zwei Drittel seit l-986 eingerichtet worden. DFG und

Wissenschaftsrat haben darauf gedrängt, neue Sonderfor-
schungsbereiche bewuBt klein beginnen z:.;t lassen. Deshalb
ist zu erwarten, dap viele Sonderforschungsbereiche in der
zweiten und dritten Förderungsperiode aus wissenschaftli-
chen Gründen Abrundungen und Erweiterungen erfahren.

Die DFG hat mitgeteilt, daß ihr weiterhin eine Vie1zahl von

Initiativen zur Einrichtung neuer Sonderforschungsbereiche
bekannt ist, die sich in den Hochschulen in unterschiedli-
chen Vorbereitungsstadien befinden. Darunter seien weiter-
hin auch Planungen für Sonderforschungsbereiche an Hoch-

schulenr äD denen bisher keine oder nur vereinzelt Sonder-
forschungsbereiche eingerichtet sind.
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Übersicht 5 

Förderung der Sonderforschungsbereiche 1968-1992 im Überblick 

(Stand: Juli 1992) 

Anzahl der geförderten Sonderforschungsbereiches 

Jahr Geistes- u. 

Sozialwissen- 

schaften 

Biowissen-

schaften 

Naturwissen-

schaften 

Ingenieur-

wissen-

schaften 

alle 

Gebiete 

erstmalig 

geförderte 

darunter 

letztmalig 

gefördert2 1 

Aufwendungen 

in Mio DM 

1968 4 8 3 3 18 18 1 1,3 

1969 12 15 g4) 6 424) 26 15,3 

1970 144) 20 134) 13 604) 19 68,4 

1971 18 27 17 15 77 15 79,8 

1972 19 33 18 17 875) 105) 4 113,6 
1973 20 43 20 23 106 23 4 154,3 

1974 19 45 25 27 116 14 201,0 

1975 19 45 23 29 116 3 189,4 

1976 18 45 22 29 114 1 8 193,5 
1977 18 43 21 24 106 5 208,2 

1978 16 41 24 24 105 4 208,9 

1979 19 45 24 26 114 9 224,4 

1980 19 47 26 28 120 6 6 253,4 

1981 19 50 28 28 125 11 4 265,3 

1982 16 53 30 29 128 7 11 266,9 

1983 17 50 31 33 131 14 8 275,1 

1984 17 55 37 38 147 24 14 296,2 
1985 19 65 39 39 162 29 27 309,9 

1986 21 62 44 36 163 28 19 310,1 

1987 18 61 46 35 160 16 11 324,9 
1988 19 57 45 35 156 7 10 335,6 

1989 20 58 50 39 167 21 8 349,1 

1990 20 57 50 43 170 11 4 362,1 

1991 19 64 52 42 177 11 3 383,0 
1992 19 66 53 44 182 8 11 420,6 

Zusammen 	 332 	1 	161 	5810,3 

1) Bis 1980 einschließlich, ab 1981 ohne Sonderforschungsbereiche, denen lediglich eine Auslauffinanzierung gewährt wird.- 2) Einschließlich. 

dreier Sonderforschungsbereiche, deren Förderung nach mehrjähriger Unterbrechung wieder aufgenommen wurde.- 3) 1968 bis 1986 Ist-Ausgaben laut 

Haushaltsbericht, 1987 Soll.- 4) 1969 erhielt ein Sonderforschungsbereich, 1970 erhielten zwei Sonderforschungsbereiche keine Mittel.- 5) 1972 

blieben Erstbewilligungen für weitere neun Sonderforschungsbereiche in voller Höhe gesperrt. 

Quellen: Tätigkeitsberichte der DFG; Verzeichnis der eingerichteten Sonderforschungsbereiche 1991, Bewilligungsbescheide der DFG für 1991. 

• 

• 
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Ubersicht 5

Förderung der Sonderforschungsbereiche 1968-1992 im Überbl ick
(Stand: Juli 1992)

Anzahl der geförderten Sonderforschungsbereicher

Jahr I Geistes- u. I

I Sozialwi ssen- |

I schaften I

Biowissen-
schaften

I I Ingenieur- |

lNaturwissen- | wissen- | al le

I schaften I schaften I Gebiete

I darunter lAufwendungenl
lerstnnl ig I letztmal ig I in I'lio Dt'l I

lgefördertzlgefördertzl I

1968

1969

1970

1971

L972

1973

1974

19i5
1976

1977

19i8
1979

1980

1981

1982

1983

1984

1985

1986

1987

1988

1989

1990

1991

1992

4

t2
144)

18

19

20

19

19

18

1B

16

19

19

19

16

L7

t7
19

2L

18

19

20

20

19

19

I
15

20

27

33

43

45

45

45

43

41

45

47

50

53

50

55

65

62

61

57

58

57

64

66

3

e4)

134)

L7

18

20

25

23

22

2L

24

24

26

28

30

31

37

39

44

46

45

50

50

52

53

3

6

13

15

L7

23

27

29

29

24

24

26

28

28

29

33

3B

39

36

35

35

39

43

42

44

18

424)

604)

77

875)
106

116

116

114

106

105

114

t20
t25
128

131

147

t62
163

160

156

r67

1i0
t77
t82

18

26

19

15

105)
23

14

1

;
9

6

11

7

14

24

29

28

16

7

2L

l1
11

I

1.3
15, 3

68.4

79,8
113, 6

154,3
201 ,0
189,4

193, 5

208,2

208,9

224,4

253,4

265.3

266,9

215,1

296,2
309, 9

310,1

324,9
335 ,6
349,1

362,1

383,0
420, 6

i

;
4

3

B

:

6

4

11

8

14

27

19

11

10

8

4

3

11

ZusanrBn 161 I s810,3

l) Bjs l9g0 einschlleplich, ab 1981 ohne Sonderforschungsberelche, denen'ledlgllch elne Auslaufflnanzlerung gewährt ulrd'- 2) Elnschllepllch.
dreler Sondenforschungsbereiche, deren Förderung nach mehrjährlger Unterbrechung wieder aufgenomEn xurde,- 3) 1968 bls 1986 Ist-Ausgaben laut

Haushaltsbericht, lggT Soll.- 4) 1g6g erhtelt eln sonderforschungsbereich, 1970 erh'lelten rrel sonderforschungsberelche kelne Mlttel.- 5) 1972

blleben ErstbewilllOungen fUr weltere neun Sonderforschungsberelche 1n voller Höhe gesperrt.

Quellen: Täfigkeltsber.lchte der oFG; Verzelchnls der eingerlchteten Sonderforschungsberelche 1991, Bet{llllgungsbeschelde der DFG flir 1991.
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Der Wissenschaftsrat hatte in der Vergangenheit mehrfach 

empfohlen, in den Hochschulen einen nicht unerheblichen 

Anteil der personellen und sächlichen Ausstattung für For-

schung auf Antrag befristet zu vergeben. Diese Empfehlungen 

konnten nur selten realisiert werden. Ein entscheidender 

Grund dürfte sein, daß angesichts der Finanzknappheit in 

allen Bereichen der Hochschulen eine ungleichmäßige, lei-

stungsbezogene Verteilung von Forschungsmitteln hochschul-

intern nur schwer zu leisten ist. Daher muß auch in Zukunft 

der größere Teil der Forschungsmittel nach externer Begut-

achtung vergeben werden. Dafür ist die DFG mit allen ihren 

• Verfahren am besten geeignet. 

Deshalb ist es unerläßlich, die DFG in ihrer Grundfinanzie-

rung so auszustatten, daß sie ihrer Satzungsaufgabe, die 

Wissenschaft in allen ihren Zweigen zu fördern, angemessen 

nachkommen kann. Dies gilt vor allem für die für alle Wis-

senschaften offenen Förderungsmöglichkeiten des Normalver-

fahrens, der Schwerpunktprogramme und der Sonderforschungs-

bereiche. Sie bilden die Grundlage, auf der Spitzenfor-

schung entstehen kann. Der Rückgang der Bewilligungsquoten 

im Normal- und Schwerpunktverfahren, die besonders im Nor-

malverfahren auf einen bisher nicht erreichten Tiefstand 

gesunken sind und die seit 1981 sinkende durchschnittliche 

Förderungssumme der Sonderforschungsbereiche zeigen, daß 

bei der DFG ein zusätzlicher Finanzbedarf besteht, um zu-

mindest den Stand der Forschungsförderung von Ende der 

70er/Anfang der 80er Jahre wieder zu erreichen und beson-

ders im Normalverfahren Bewegungsmöglichkeiten für neue 

wissenschaftliche Entwicklungen zu eröffnen. 

a
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Der Wissenschaftsrat vertritt die Auffassung, daß vor die-

sem Hintergrund der sogenannte "5x5-Prozent-Beschluß" der 

Regierungschefs des Bundes und der Länder vom Dezember 

1989, der besagt, daß die gemeinsamen Zuwendungen an die 

DFG für die Haushaltsjahre 1991-1995 um jeweils 5 % gestei-

gert werden sollen, im Hinblick auf seine Bedeutung für die 

Stetigkeit und Planungssicherheit der Forschungsförderung 

als ein "forschungspolitischer Meilenstein" gelten kann. 

Durch diesen Beschluß, durch die neuen Programme "Graduier-

tenkollegs" und "Habilitationsförderung" sowie durch zu-

sätzliche Zuwendungen für Bewilligungen an Wissenschaftler 

in den neuen Ländern hat die gemeinsame Zuwendung an die 

DFG in den Jahren 1991 und 1992 eine höhere Steigerung 

erfahren als die Haushaltsansätze anderer Forschungsein-

richtungen. Aufgrund der Tarifentwicklung konnten die För-

dermöglichkeiten in den alten Ländern jedoch nicht in dem 

beabsichtigten Maße verbessert werden. 

Die DFG sieht sich immer weniger in der Lage, alle Vorhaben 

zu finanzieren, die sie allein unter Qualitätsgesichtspunk-

ten fördern würde. Um ein weiteres Auseinanderklaffen zwi-

schen dem von der DFG unter Aspekten der wissenschaftlichen 

Qualität als gerechtfertigt angesehenen Förderungsbedarf 

und den verfügbaren Mitteln zu vermeiden, ist ein realer 

Zuwachs der Fördermittel mit einer längerfristigen Perspek-

tive erforderlich. Dies ist vor allem deshalb notwendig, 

weil auch in den kommenden Jahren im Zusammenhang mit dem 

zu erwartenden deutlichen Anstieg in der Zahl der Diplom-, 

Staats-, Magister- und Doktorprüfungen mit einer steigenden 

Nachfrage nach Forschungsförderungsmitteln der DFG ge-

rechnet werden muß.-) Mit diesen zahlreicheren Doktoranden 

1) Vgl. dazu die KMK-Prognose vom Juni 1991. Dor4 wird 
vorausgesagt, daß die Zahl der Absolventen auch in den 
kommenden Jahren bei mehr als 100.000 liegen wird. 
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und Postdoktoranden wird in den Hochschulen ein Wissen-

schaftlerpotential zur Verfügung stehen, das wichtige Bei-

träge für die Forschung leisten kann, für dessen Tätigkeit 

jedoch von den betreuenden Hochschullehrern Drittmittel 

eingeworben werden müssen. 

Die Bundesrepublik Deutschland wird bei zunehmendem inter-

nationalem Wettbewerb wirtschaftlich auf Dauer nur bestehen 

können, wenn solide Grundlagenforschung und eine breitgefä-

cherte Heranbildung qualifizierten wissenschaftlichen Nach-

wuchses betrieben werden. Hier sind vor allem die Universi- • 	täten gefordert. Die Forschung in den Universitäten ist 
aber in weiten Teilen der Natur- und Ingenieurwissenschaf-

ten, zunehmend jedoch auch in den Geistes- und Sozialwis-

senschaften, nur noch mit eingeworbenen Drittmitteln mög-

lich. Die durch den Ausbau der Hochschulen und die Zunahme 

der Studentenzahlen geschaffene Chance muß die Bundesre-

publik Deutschland im Interesse ihrer internationalen Wett-

bewerbsfähigkeit nutzen. Die dazu erforderliche Finanzaus-

stattung bereitzustellen ist deshalb ein Gebot der Zu-

kunftsvorsorge. 

Der Wissenschaftsrat empfiehlt, zumindest den "5x5-Prozent- 

• Beschluß", ergänzt um Vorkehrungen zum Ausgleich überpro-

portionaler Tarifsteigerungen, über das Jahr 1995 hinaus zu 

verlängern. Es muß eine Mittelausstattung angestrebt wer-

den, die es gestattet, daß die Bewilligungsquote wieder den 

Stand von 1990, jedenfalls aber mindestens 50 % des An-

tragsvolumens, erreicht. 
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VI. Zusammenfassung 

Die DFG ist der größte Drittmittelgeber der Grundlagenfor-

schung in den Hochschulen der Bundesrepublik Deutschland. 

Wissenschaftler aus Hochschulen, aber auch aus außeruniver-

sitären Forschungsinstituten (z.B. der Max-Planck-Gesell-

schaft, der Blauen Liste und der Fraunhofer-Gesellschaft) 

sowie aus Großforschungseinrichtungen stellen Anträge an 

die DFG. Ihre Förderungsverfahren sind für Wissenschaftler 

aller Disziplinen offen und auch aus der Sicht des Auslan-

des hoch angesehen, ja vorbildlich. Die ehrenamtliche Tä-

tigkeit aller Gutachter der DFG führt zu unabhängigen und 

anerkannten Qualitätsurteilen. Mit Blick auf die einzelnen 

Förderungsverfahren empfiehlt der Wissenschaftsrat vor 

allem: 

- Auf der Grundlage einer mittelfristig kontinuierlichen 

Finanzausstattung der DFG zu prüfen, wie die Wirksamkeit 

des Normalverfahrens erhöht werden kann. Der Wissen-

schaftsrat sieht eine Möglichkeit darin, ausgewiesenen 

Wissenschaftlern mit gut beurteilten Projekten als Ver- 

`trauensvorschuß eine Förderung von bis zu drei Jahren 

(statt wie bisher bis zu zwei Jahren) zu gewähren. 

- Im Rahmen einer Pilotphase zu erproben, wie die Verbin-

dung der Merkmale einer Forschergruppe mit Elementen 

einer nach Anzahl und Umfang begrenzten überörtlichen 

Kooperation kombiniert werden kann. Angesichts neuerer 

Entwicklungen im Zwischenfeld etablierter Disziplinen 

stellen kooperative Forschergruppen eine Förderungsmög-

lichkeit dar, die sich gerade mit Blick auf risikoreiche 

Forschung bereits in einigen Fällen als angemessener und 

erfolgreicher erwiesen hat als herkömmliche Formen insti-

tutioneller Forschungsförderung. Daher hält es der Wis-

senschaftsrat für dringend geboten, daß die DFG alsbald 

solche kooperativen Forschergruppen einrichtet. 
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VI. Zusammenfassung

Die DFG ist der gröBte Drittmittelgeber der Grundlagenfor-
schung in den Hochschulen der Bundesrepublik Deutschland'
Wissenschaftl-er aus Hochschulen, aber auch aus auBeruniver-
sitären Forschungsinstituten (2.8. der Max-Planck-Gese11-
schaft, der Blauen Liste und der Fraunhofer-Gesellschaft)
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des hoch angesehen, ja vorbildlich. Die ehrenamtliche Tä-
tigkeit a1ler Gutachter der DFG führt zu unabhängigen und

anerkannten Qualitätsurteilen. Mit Bl-ick auf die einzelnen
Förderungsverfahren empfiehlt der vtissenschaftsrat vor
allem:

- Auf der Grundlage einer mittelfristig kontinuierlichen
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des Normalverfahrens erhöht werden kann. Der wissen-
schaftsrat sieht eine Möglichkeit darin, ausgewiesenen
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solche kooperativen Forschergruppen einrichtet.
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Mit Blick auf das in den fetzten beiden Jahren entstande-
ne MiBverhältnis zwischen Anträgen und vom Senat der DFG

eingerichteten Schwerpunktprogrammen soLlte angestrebt
werden, ein angemessenes VerhäIntis zwischen Anträgen und
Förderungszusagen zu erreichen, wie dies Ende der 80er
Jahre der Fal-I !rar.

Das Postdoktoranden-Programm sollte batdmöglichst eva-
luiert werden. Der Wissenschaftsrat verbindet dies mit
der Empfehlung, zugleich auch die anderen Förderungspro-
gramme für Nachwuchswissenschaftler in die Evaluation
einzubeziehen und dabei die Abstimmung zwischen den ver-
schiedenen Progranmen zu überdenken.

- Bund und Länder sollten auch weiterhin die DFG in allen
Verfahren finanziel-l in die Lage versetzen, die interna-
tionale, vornehmlich die europäische Zusammenarbeit, noch
mehr als bisher zv fördern.

Die Förderung der Grundlagenforschung ist eine Aufgabe der
Zukunftsvorsorge, r^/enn die Bundesrepublik Deutschland im
internationalen Wettbewerb bestehen wil1. Die seit einigen
Jahren stetig steigenden Absolventenzahlen der Hochschulen
haben zu erheblich gestiegenen Antragszahlen und -summen
bei der DFG geführt, die zunehmend weit über den verfügba-
ren Mitteln liegen. Der Wissenschaftsrat spricht sich des-
halb dafür aus, der DFG in den kommenden Jahren trotz der
notwendigen SparmaBnahmen in den Haushalten von Bund und
Ländern reale Mittelsteigerungen für ihre Forschungsför-
derungstätigkeit zu bewilligen. Er empfiehlt, zumindest den

"Sx5-Prozent-Besch1uB", ergänzt um Vorkehrungen zum Aus-
gleich überproportionaler Tarifsteigerungen, über das Jahr
1995 hinaus zu verl-ängern. Dabei mup auch angestrebt wer-
den, dap die Bewilligungsquote wieder auf den Stand von
1990, jedenfalls aber auf mindestens 50 t des Antragsvolu-
mens, angehoben werden kann.


